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Dringlichkeitsantrag

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, Helga Schmitt‑Bussinger, Inge Aures, Susann Biedefeld, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Harald Güller, Natascha Kohnen, Franz Maget, Christa Naaß, Rein​hold Perlak, Harald Schneider, Stefan Schuster, Diana Stachowitz, Reinhold Strobl, Dr. Paul Wengert und Fraktion (SPD)
Projekt Digitalfunk: Milliardengrab für Bayern verhindern, Fehler konsequent aufklären und Mängel endlich beseitigen

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

· das Projekt Digitalfunk umgehend zur Chefsache im zuständigen Ressort zu machen,

· dem Landtag durch den Staatsminister des Innern einen umfassenden Bericht darüber zu geben, wer für die gra​vierenden Fehleinschätzungen, Planungs- und Organisationsmängel sowie die Kostenexplosion die Verantwortung trägt,

· eine exakte Aufschlüsselung vorzulegen, wo und in welcher Höhe unnötige Mehrkosten als Folge von Fehlern und Mängeln in Projektorganisation, Vertragspraxis und Auftragsvergabe, beim Zusammenwirken der Systemkomponenten und beim Controlling entstanden sind und wer dafür die Verantwortung trägt,

· einen Zeit- und Kostenplan vorzulegen, wie und wann das Projekt mit welchen Mitteln aus dem Staatshaushalt erfolgreich abgeschlossen werden kann,

· darzulegen, welche finanziellen Konsequenzen sich für die Kommunen aus den Kostensteigerungen und Projektschwierigkeiten ergeben,

· zu erklären, ob der zwischen dem Freistaat und den Kommunen im Herbst 2009 vereinbarte Kompromiss über die Kostenverteilung Bestand hat,

· das Projekt ggf. grundlegend konzeptionell zu überprüfen und auch neu aufzustellen, sofern nicht sichergestellt werden kann, dass die bisherigen Fehler abzustellen sind und ein klarer finanzieller und zeitlicher Rahmen eingehalten werden kann,

· sicherzustellen, dass das Projekt als zentraler Punkt der Inneren Sicherheit zu einem Erfolg geführt werden kann,

· zu erklären, welche „konzeptionellen Schwächen“ (Formulierung Staatssekretär Eck im SZ-Interview) das Projekt in Bayern hatte und wer dafür verantwortlich ist,

· darzulegen, wie die „deutlich zu niedrigen“ (Formulierung Staatssekretär Eck im Schreiben an den Haushaltsausschuss) Annahmen über die Kosten bei Leitstellenanpassungen der Polizei, Leitstellenanpassungen Integrierte Leiststellen und Endgeräte Polizei zustande kamen und wer dafür die Verantwortung trägt und

· zu erklären, ob sie eine erweiterte Notstromversorgung für die Stationen für notwendig hält und welche zusätzlichen Kosten damit verbunden wären.

Begründung:

Durch die Herangehensweise der Staatsregierung und der mit dem Netzaufbau beauftragten Firma kam und kommt es in Bayern seit Jahren zu immer neuen Verzögerungen und drastischen Kostensteigerungen von ursprünglich 772,6 Mio. Euro (2009) auf 920,4 Mio. Euro (2010) und nunmehr geschätzten 1,07 Mrd. Euro (2012) für den Freistaat und in der Folge auch die Kommunen, oh​ne dass absehbar ist, wann der BOS-Digitalfunk landesweit einge​führt und funktionsfähig sein wird. 

Ursprünglich sollten Polizei und Rettungskräfte in Bayern bereits 2006 zur Fußball-WM vom schlechten analogen Funk auf die mo​derne Digitaltechnik umsteigen; statt ursprünglich 700 Mio. Euro werden die Kosten der Einführung mittlerweile selbst vom Innen​ministerium nach einem vor zwei Wochen im Haushaltsausschuss des Landtags vorgelegten Bericht auf 1,07 Mrd. Euro taxiert.

Inzwischen befasst sich auch der Bayerische Oberste Rechnungshof mit den ausufernden Kosten. Es sind Zweifel angebracht, ob die Staatsregierung das milliardenteure Projekt überhaupt noch im Griff hat. Der vor einer Woche im Landtag gegebene Bericht des Innenministeriums über das Digitalfunk-Debakel und die Kostenexplosion weist auf massive Mängel bei der Projektorganisation und in der Vertragspraxis mit externen Firmen und das mangelhafte Zusammenwirken der Systemkomponenten hin.

Der Staatsminister ist deshalb aufgefordert, das Projekt zur Chefsache zu machen, zumal Staatssekretär Eck im Interview mit der Süddeutschen Zeitung „konzeptionelle Schwächen“ und die Notwendigkeit eingeräumt hat, „das ganze Projekt noch einmal durchleuchten“ zu müssen. Polizei und Rettungskräfte dürfen aber nicht „Versuchskaninchen“ sein. Das Projekt muss erfolgreich abgeschlossen und, falls dafür erforderlich, auch grundsätzlich konzeptionell neu aufgestellt werden.
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